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Sozialpartnerschaft – Austrokorporatismus am Ende?
Sozialpartnerschaft
· Ergebnis eines Veränderungsprozesses (Ökonomie, Staatsaktivitäten) in Österreich nach 1945
Träger
Arbeiterkammer, Landwirtschaftskammer, Wirtschaftskammer, Österreichischer Gewerkschaftsbund, Regierung

Entwicklung

Trotz vorhandener infrastruktureller Bedingungen und ideologischen Komponenten ist es vor 1933 nicht zu einer dauerhaften Kooperation zwischen Verbänden und dem Staat gekommen.
Ende der 50er/ Anfang der 60er: Interessen wurden miteinander abgestimmt-> Lohn- und Preisabkommen, Sozialpolitik
Dies löste Widerstand aus -> Oktoberstreik 1950; nicht nur kommunistische Arbeiter partizipieren
Die Zusammenarbeit blieb vorerst zeitlich und thematisch begrenzt. Später wurde sie mit Zustimmung der Regierung ausgeweitet.

· Grund: ökonomische Probleme (z.B.: Preisanstieg, Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit)
Treibende Kraft: ÖGB

Die anfängliche Ablehnung verflog zunehmend durch die Zusammenarbeit.
1957: Paritätische Kommission
Zunächst nur befristet, gewann diese Einrichtung immer mehr an Bedeutung. (z.B.: Maßnahmenkatalog für Preis-, Arbeitsmarkt-, Außenhandelspolitik)
„Raab- Benya- Abkommen“ 1963: Errichtung des „Beirats für Wirtschaft und Sozialfragen“

50er Jahre: Vorausschauende und konsensuale Politik wird als selbstverständlich erachtet.

Weitere Entwicklung der Sozialpartnerschaft: Kontinuität und Stabilität

Veränderungen auf Regierungsebene haben nicht zu Zweifeln an der Sozialpartnerschaft geführt. Zwentendorf und Hainburg sind Beispiele dafür, dass man nicht immer rechtzeitig eine Lösung finden konnte.

Struktur
Mehrdimensionales Netzwerk zwischen Dachverbänden und der Regierung

Paritätische Kommission für Lohn- und Preisfragen:
· gilt als wichtigste Institution

· Prinzip der Einstimmigkeit und Nichtöffentlichkeit

· keine gesetzliche Regelung

vorparlamentarische Beteiligung der Interessenorganisationen -> Vorschläge, Einbeziehung, Berücksichtigung, Beratung, Verhandlung
Kritik
Der Sozialstaat ist nahezu ausschließlich von Männern erschaffen worden. Die Feministinnen von 1990 erkannten ihre Chance für die Verwirklichung ihrer gesellschaftlichen Ziele in der Verfügung über institutionelle Macht. Daher hat sich die feministische Politikwissenschaft in den letzten Jahren verstärkt der Sozialpolitik und der Politik des Wohlfahrtsstaates zugewendet.
Sozialpartnerschaft befindet sich im Wandel
Gründe
ökonomische Rahmenbedingungen verändern sich, Wachstum geht deutlich zurück, Formen der Arbeit verändern sich -> Teilzeitarbeit, geringfügige Beschäftigung nimmt drastisch zu
politische Rahmenbedingungen: Beitritt Österreichs zur EU, Regierungswechsel im Jahr 2000, zunehmende Internationalisierung
Die Interessenvertretungen können lediglich den österreichischen Standpunkt in wichtigen Fragen beeinflussen, nicht jedoch den der anderen 24 Mitgliedsstaaten der EU.

Die Sozialpartner werden größtenteils nicht mehr in Entscheidungsprozesse miteinbezogen. Die wichtigen Einrichtungen sind nur noch formal vorhanden.
